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In eigener Sache 

Heute erhalten Sie unsere dritte Mandanteninformation des Jahres 2025 auf dem Endspurt vor den Som-

merferien.  

 

Wir freuen uns, dass mehrere Kolleginnen und Kollegen aus unserem Team erfolgreich den nächsten 

Schritt in ihrer fachlichen Spezialisierung gemacht haben. Herr Torsten Geißler hat die theoretische Aus-

bildung zum Fachanwalt für Arbeitsrecht bestanden. Herr Dr. Sebastian Schmuck und Frau Nele Harpke-

Gläser haben den theoretischen Teil der Fachanwaltsausbildung zum Fachanwalt/Fachanwältin für Bau- 

und Architektenrecht erfolgreich absolviert. Wir gratulieren herzlich zu diesem Erfolg 

 

Herr Rechtsanwalt Torsten Geißler wird am 25.06.2025 ein Online-Seminar zum Thema Akteneinsichts-

rechte – Der korrekte Umgang mit Informationsansprüchen durchführen. Die Einladung hierzu erhalten 

Sie gesondert. 

 

Mit dieser Mandanteninformation erhalten Sie wieder eine Einladung des Instituts für Verwaltung und 

Verwaltungsrecht in den neuen Bundesländern e.V. (IVVB e.V.). Herr Dr. Philipp Richter aus dem Ministe-

rium des Inneren und für Kommunales des Landes Brandenburg wird am 24.06.2025 um 18 Uhr seinen 

Vortrag „Zur Implementation des OZG und den Mühen der Ebene(n) – das Beispiel Migrationsverwal-

tung“ halten. Der Vortrag beginnt 18 Uhr und findet in der Juristenfakultät der Universität Leipzig, Burg-

straße 21, Raum 5.30, statt. Wir freuen uns, Sie zu der Veranstaltung begrüßen zu dürfen. 

 

In unserer heutigen Mandanteninformation finden Sie wieder interessante Entscheidungen aus den von 

uns bearbeiteten Rechtsgebieten, insbesondere aus dem Bau-, Kommunal-, Haftungs- und Arbeitsrecht. 

 

Wir wünschen Ihnen schon jetzt einen angenehmen Sommer und einen erholsamen Urlaub. 

 

Ihre  

 

SchmuckDäumichen Rechtsanwälte  
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Arbeitsrecht im Koalitionsvertrag 2025 

 

Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregie-

rung trägt den Titel „Verantwortung für 

Deutschland“. Er enthält eine Reihe arbeitsrecht-

liche Reformvorhaben, die nachfolgend kom-

pakt dargestellt werden:  

 

1. Flexibilisierung der Arbeitszeit 

Vor dem Hintergrund, dass ich Beschäftigte und 

Unternehmen mehr Flexibilität wünschen, will 

die Bundesregierung im Einklang mit der euro-

päischen Arbeitszeitrichtlinie die  Möglichkeit ei-

ner wöchentlichen statt einer täglichen Höchst-

arbeitszeit schaffen. Es  soll jedoch gelten: „Kein 

Beschäftigter darf gegen seinen Willen zu höhe-

rer Arbeitszeit gezwungen werden“. 

 

2. Elektronische Arbeitszeiterfassung 

Die Pflicht zur elektronischen Erfassung von Ar-

beitszeiten soll gesetzlich geregelt werden. Für 

kleine und mittlere Unternehmen soll es ange-

messene Übergangsregeln geben. Vertrauensar-

beitszeit soll möglich bleiben. 

 

3. Tarifbindung und Tariftreue 

Ein Bundestariftreuegesetz soll eingeführt wer-

den, das öffentliche Aufträge des Bundes ab ge-

wissen Schwellenwerten an die Einhaltung tarif-

vertraglicher Arbeitsbedingungen knüpft. Ziel ist 

die Stärkung der Tarifbindung – Tariflöhne 

„müssen wieder die Regel werden“.  

4. Mindestlohn 

Der gesetzliche Mindestlohn soll sich künftig an 

60 % des Bruttomedianlohns orientieren, was im 

Jahr 2026 einen Mindestlohn von 15 Euro er-

möglichen könnte. Die Entscheidung soll weiter-

hin bei der unabhängigen Mindestlohnkommis-

sion liegen.  

 

5. Steuerliche Anreize für Mehrarbeit 

Mehrarbeitsstunden, die über die tariflich ver-

einbarte Vollzeit hinausgehen, sollen steuerfrei 

vergütet werden können. Auch Prämien für Teil-

zeitkräfte, die ihre Arbeitszeit erhöhen, sollen 

steuerlich begünstigt werden.  

 

6. Digitalisierung der Mitbestimmung und 

Rechte der Gewerkschaften 

Betriebsratssitzungen, Betriebsversammlungen 

und auch Betriebsratswahlen sollen künftig on-

line möglich sein. Gewerkschaften sollen ein di-

gitales Zugangsrecht zu Betrieben erhalten, um 

ihre Aufgaben auch online effektiv wahrnehmen 

zu können. Die Mitgliedschaft in Gewerkschaf-

ten soll zudem steuerlich begünstigt werden. 

Fazit: Es bleibt abzuwarten, ob und wie schnell 

die Vorhaben der neuen Bundesregierung umge-

setzt werden. Absehbar ist, dass insbesondere 

die Flexibilisierung der Arbeitszeit und  die Rege-

lungen zur verpflichtenden elektronischen Ar-

beitszeiterfassung Folgefragen aufwerfen wer-

den. 

 

Torsten Geißler 

Rechtsanwalt 
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OVG Bautzen: Bauvoranfrage unter Ausklammerung des Rücksichtnahmegebots ist 

nicht bescheidungsfähig 

In seinem Urteil vom 24.04.2025 – 1 A 106/21 

hatte das Sächsische Oberverwaltungsgericht 

über eine Verpflichtungsklage für einen Bauvor-

bescheid zu entscheiden. Der Kläger wollte mit 

seiner Bauvoranfrage geklärt wissen, ob ein Le-

bensmittel-Discountmarkt mit einer Verkaufs-

fläche von 1.350 qm, hilfsweise 1.215 qm bzw. 

1.100 qm, jeweils unter Ausklammerung des Ge-

bots der Rücksichtnahme nach der Art der bauli-

chen Nutzung baurechtlich zulässig sei. Anga-

ben zur tatsächlichen Größe des am Vorhaben-

standort vorhandenen Bestandsmarktes erteilte 

der Kläger auf Nachfrage des beklagten Land-

kreises nicht. 

Das Oberverwaltungsgericht entschied, dass der 

zur Entscheidung gestellte Vorbescheidantrag 

wegen seiner inhaltlichen Mängel nicht beschei-

dungsfähig sei. Gemäß § 75 Satz 1 SächsBO ist 

vor Einreichung des Bauantrags auf Antrag des 

Bauherrn zu einzelnen Fragen des Bauvorhabens 

ein Vorbescheid zu erteilen. Den Gegenstand 

und Prüfungsumfang des Vorbescheidsverfah-

rens bestimme der Bauherr durch die von ihm 

gestellten, für ein Baugenehmigungsverfahren 

entscheidungserheblichen Fragen, von denen 

die Bauaufsichtsbehörde - und in einem sich ge-

gebenenfalls anschließenden Klageverfahren 

auch ein Verwaltungsgericht - nicht etwa durch 

die Prüfung von Fragen zu einem anderen, mög-

licherweise genehmigungsfähigen Vorhaben 

abweichen dürfe. Ein Bauvorbescheid könne 

dann nicht ergehen, wenn sachliche Teile eines 

Vorhabens so aus der Fragestellung ausgeklam-

mert werden, dass eine verbindliche rechtliche 

Beurteilung des Vorhabens nicht möglich ist. Ob 

durch die Beschränkung der Fragestellung eine 

rechtliche Beurteilung unmöglich ist, hänge ent-

scheidend von der Formulierung und Auslegung 

der zur Prüfung gestellten Frage ab, deren Be-

antwortung nicht offenbleiben dürfe. 

Wenn die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit ei-

nes Bauvorhabens im nicht überplanten Innen-

bereich nach § 34 Abs. 1 BauGB geprüft werden 

soll, gebe diese Norm die im Rahmen eines Vor-

bescheidsverfahrens einzelnen zur Prüfung stell-

baren Fragen vor. Nach Satz eins der Norm sei 

eine Bauvoranfrage zur Zulässigkeit des Vorha-

bens nach Art und Maß der baulichen Nutzung, 

der Bauweise und der Grundstücksfläche, die 

überbaut werden soll, möglich. Insoweit handele 

es sich um einen Ausschnitt aus der Baugeneh-

migung, über den eine Vorabentscheidung ge-

troffen werden könne. Fragen, die die Grundlage 

dafür bilden, ob diese Voraussetzungen vorlie-

gen - wie etwa die konkrete Bestimmung der nä-

heren Umgebung als maßgeblichen Rahmen, in 

den sich das Bauvorhaben einzufügen hat - seien 

hingegen keiner isolierten Bauvoranfrage zu-

gänglich. Die Auslegung des § 34 Abs. 1 BauGB 

ergebe, dass das Rücksichtnahmegebot un-

selbstständiger Teil des Einfügens sei. Damit 

stehe fest, dass das Rücksichtnahmegebot im 

Rahmen der Fragestellung nicht ausgeklammert 

werden könne. Denn ein Vorhaben in einer Ge-

mengelage sei seiner Art nach erst dann baupla-

nungsrechtlich zulässig, wenn feststeht, dass es 

sich in die Eigenart seiner näheren Umgebung 

einfügt. Das Rücksichtnahmegebot könne aus 

dieser Prüfung nicht ausgeklammert werden, 

weil es einen wesentlichen Bestandteil der bau-

planungsrechtlichen Zulässigkeit eines Vorha-

bens nach § 34 Abs. 1 BauGB darstelle und auf 

diese untrennbar rückwirke. 

 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 
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OVG Schleswig: Bestandsschutz entfällt bei umfangreichen Veränderungen 

In seinem Urteil vom 07.01.2025 – 1 LA 71/23 

entschied das Oberverwaltungsgericht Schles-

wig über eine Beseitigungsanordnung der Bau-

aufsichtsbehörde. Auf dem Grundstück der Klä-

gerin befand sich außerhalb der von einem Be-

bauungsplan festgesetzten Baufenster ein ein-

geschossiges, massiv geschädigtes und verfalle-

nes Gebäude, was nach Angaben der Klägerin in 

den 1930er Jahren errichtet worden sei. Im Jahr 

2013 erfolgten umfangreiche bauliche Verände-

rungen am Gebäude, die trotz einer sofort voll-

ziehbaren Baueinstellen fortgesetzt und im Jahr 

2014 beendet wurden. Im Jahr 2016 verfügte die 

Bauaufsichtsbehörde die Beseitigung des Ge-

bäudes und drohte für den Fall der Nichtbefol-

gung ein Zwangsgeld an. Zur Begrün-dung 

führte die Bauaufsichtsbehörde aus, dass die 

bauliche Anlage sowohl formell als auch materi-

ell illegal sei. Eine Baugenehmigung für das Ge-

bäude, das sich außerhalb des im Bebauungs-

plan festgesetzten Baufensters befinde, könne 

die Klägerin nicht nachweisen. Selbst wenn eine 

solche Baugenehmigung bestanden hätte, seien 

die durchgeführten Bauarbeiten derart umfang-

reich, dass sie einen etwaigen Bestandsschutz 

hätten entfallen lassen. Der Widerspruch und 

die Klage vor dem Verwaltungsgericht gegen die 

Beseitigungsanordnung waren ohne Erfolg. Das 

Oberverwaltungsgericht hat den Antrag auf Zu-

lassung der Berufung abgelehnt. Das Verwal-

tungsgericht habe zu-treffend festgestellt, dass 

ein Bestandsschutz jedenfalls infolge der in den 

Jahren 2013 und 2014 vorgenommenen Bau-

maßnahmen entfallen sei. Es habe sich bei den 

Umbauten nicht mehr um Renovierungsarbei-

ten gehandelt. 

Bestandsschutz berechtige nach den zutreffen-

den Ausführungen des Verwaltungsgerichts 

grundsätzlich (nur) dazu, eine rechtmäßig er-

richtete bauliche Anlage in ihrem Bestand zu er-

halten und sie wie bisher zu nutzen. In gewissem 

Umfang könnten auch die zur Erhaltung und 

zeitgemäßen Nutzung der baulichen Anlage not-

wendigen Maßnahmen zulässig sein, wenn sie 

den bisherigen Zustand im Wesentlichen unver-

ändert lassen. Vom Bestandsschutz nicht mehr 

gedeckt seien daher solche Maß-nahmen, die ei-

ner Neuerrichtung gleichkommen. Die Identität 

des wiederhergestellten mit dem ursprüngli-

chen Bauwerk müsse gewahrt bleiben. Kennzei-

chen dieser Identität sei es, dass das ursprüngli-

che Gebäude nach wie vor als die „Hauptsache“ 

erscheint. Hieran fehle es dann, wenn der mit 

der Instandsetzung verbundene Eingriff in den 

vorhandenen Bestand so intensiv ist, dass er die 

Standfestigkeit des gesamten Bauwerks berührt 

und eine statische Nachberechnung des gesam-

ten Gebäudes erforderlich macht, oder wenn die 

für die Instand-setzung notwendigen Arbeiten 

den Aufwand für einen Neubau erreichen oder 

gar übersteigen, oder wenn die Bausubstanz 

ausgetauscht oder das Bauwerk wesentlich er-

weitert wird. Erforderlich sei insoweit eine ver-

ständige Gesamtbetrachtung der Baumaßnah-

men, die den Rahmen der bloßen Instandhal-

tung dann verlassen, wenn wesentliche Bauteile 

vollständig ausgewechselt werden oder das ge-

samte Bauwerk derart entkernt wird, dass es ei-

ner Neuer-richtung gleichkommt und dadurch 

die Lebens-dauer des „neu“ geschaffenen Bau-

werks diejenige des unter Bestandsschutz ste-

henden Gebäudes übersteigt.  

Danach seien die umfangreichen Maßnahmen 

des massiv geschädigten und verfallenen Ge-

bäudes mit Austausch der Außenwände und tra-

genden Holstützen komme einer Neuerrichtung 

gleich, sodass sich die Klägerin nicht auf einen 

Bestandsschutz berufen könne. 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt  
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OVG Magdeburg 

Baustillegung bei unklarem Vorhaben 

In seinem Beschluss vom 04.04.2025 – 2 M 

21/25 hatte das Oberverwaltungsgericht des 

Landes Sachsen-Anhalt über eine Beschwerde 

gegen einen Beschluss des Verwaltungsgerichts 

Halle zu entscheiden, mit dem der Antragsgeg-

ner im Wege der einstweiligen Anordnung ver-

pflichtet wurde, gegenüber dem Beigeladenen 

eine sofort vollziehbare Baueinstellungsverfü-

gung zu erlassen.  

Das Verwaltungsgericht führte aus, dass die An-

ordnung notwendig sei, um eine mögliche Ver-

letzung baurechtlicher Bestimmungen zu ver-

hindern, die auch dem Schutz der Antragstelle-

rin als Eigentümerin des Nachbargrundstücks zu 

dienen bestimmt seien. Nicht ausgeschlossen sei 

eine Verletzung dieser Rechte, weil nach Akten-

lage unklar bleibe, welches Vorhaben der Beige-

ladene mit den auf seinem Grundstück begonne-

nen Baumaßnahmen genau verwirklichen wolle. 

Der Antragsgegner rügte, dass eine Verletzung 

nachbarschützender Rechte ausgeschlossen sei. 

Bei einem Vororttermin habe er festgestellt, 

dass es bei dem derzeitigen Zustand des Grund-

stücks, der bereits ausgeführten Maßnahmen 

und dem beabsichtigten verfahrensfreien Vor-

haben keinerlei rechtliche Handhabe gebe, ge-

gen den beigeladenen Bauherrn bauaufsichtlich 

einzuschreiten. 

Das Oberverwaltungsgericht wies die Be-

schwerde zurück.  Nach § 78 Abs. 1 S. 1 BauO LSA 

hat die Bauaufsichtsbehörde die Einstellung der 

Bauarbeiten anordnen, wenn Anlagen im Wider-

spruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften er-

richtet werden. Das Merkmal einer Errichtung  

im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vor-

schriften sei bereits dann erfüllt, wenn nicht 

ausgeschlossen werden könne, dass begonnene 

Baumaßnahmen im Ergebnis zu einem bau-

rechtswidrigen Zustand führen würden. Ansons-

ten liefe die Ermächtigung zur Baustilllegung in 

den Fällen leer, in denen Unklarheit darüber 

herrsche, ob ein Vorhaben nach seiner Fertigstel-

lung baurechtswidrig sei. Die Bauaufsichtsbe-

hörde müsste es dann trotz eines entsprechen-

den Verdachts hinnehmen, dass vollendete Tat-

sachen geschaffen werden, um erst anschlie-

ßend im Wege einer Beseitigungsverfügung ein-

schreiten zu können. Läge eine solche Unklarheit 

vor und erstrecke sich die Mutmaßung auf Vor-

schriften, die auch dem Schutz des Nachbarn zu 

dienen bestimmt seien, verdichte sich die Er-

mächtigung für die Bauaufsichtsbehörde, wenn 

ihr Ermessen insoweit auf Null reduziert sei, zu 

einer Pflicht zum Einschreiten und für den Nach-

barn zu einem darauf gerichteten Anspruch. 

Das Oberverwaltungsgericht pflichtete dem Ver-

waltungsgericht bei, dass nach Aktenlage nicht 

ausgeschlossen werden könne, dass das Vorha-

ben des Beigeladenen nachbarschützende 

Rechte der Antragstellerin verletze. Die Be-

schwerde blieb deswegen ohne Erfolg. 

 

Timo Klann 

Rechtsanwalt 
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SächsOVG zur Nichtigkeit einer  

Haushaltssatzung 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat mit 

Urteil vom 24.01.2025 - 4 C 5/19 Regelungen ei-

ner Haushaltssatzung eines Zweckverbandes 

zum Ergebnis- und Finanzhaushalt sowie zur 

Verbandsumlage für nichtig erklärt. Die Klage 

hatte eine Mitgliedskommune mit der Begrün-

dung erhoben, dass die Haushaltssatzung for-

mell rechtswidrig sei. Die Auslegung des Sat-

zungsentwurfs in ihrem Gebiet sei nicht ord-

nungsgemäß erfolgt.  

Die Antragstellerin hatte am 03.11.2017 einen 

Aushang des Zweckverbandes an ihren Bekannt-

machungstafeln angebracht, wonach der Ent-

wurf der Haushaltssatzung in der Zeit vom 

02.11.2017 bis 13.11.2017 in der Gemeindever-

waltung der Antragstellerin während der 

Sprechzeiten öffentlich ausliegt. Die Auslegung 

des Entwurfs der Haushaltssatzung begann je-

doch erst ab dem 03.11.2017. Somit habe der 

Entwurf lediglich an sechs Arbeitstagen von Frei-

tag, dem 03.11.2017, bis zum Montag, den 

13.11.2017, ausgelegen. Am Mittwoch würden 

keine Sprechzeiten angeboten werden.  

Das Oberverwaltungsgericht bestätigt die Auf-

fassung der Antragstellerin. Gemäß den Vorga-

ben in § 58 Abs. 1 SächsKomZG in der hier an-

wendbaren, bis zum 19. Februar 2022 geltenden 

Fassung (im Folgenden SächsKomZG a. F.) i. V. m. 

§ 76 Abs. 1 Satz 3 SächsGemO ist der Entwurf der 

Haushaltssatzung an sieben Arbeitstagen öf-

fentlich auszulegen oder elektronisch zur Verfü-

gung zu stellen, wobei diese Frist ortsüblich be-

kannt zu geben ist. Diese Anforderungen sind 

vorliegend nicht erfüllt.  

Der Entwurf der Haushaltssatzung wurde ab 

dem 03.11.2017, einem Freitag, öffentlich aus-

gelegt. Der Aushang zum Zweck der ortsübli-

chen  

Bekanntgabe der Auslegung wurde ebenfalls 

erst am 03.11.2017 an den Bekannt-machungs-

tafeln im Gebiet der Antragstellerin angebracht, 

d.h. am selben Tag, an dem die Auslegung be-

gann. Die Bekanntgabe der Auslegung kann aber 

nach Auffassung des Oberverwaltungsgerichts 

ihre Funktion der Information der Einwohner 

und Abgabepflichtigen nur dann erfüllen, wenn 

sie so rechtzeitig erfolgt, dass eine Kenntnis-

nahme noch vor Beginn der Auslegung möglich 

ist. Dies ist bei einer Überschneidung von öffent-

licher Bekanntgabe und Auslegung des Entwurfs 

nicht gegeben.  

Selbst wenn man trotz dieser Überschneidung 

den 03.11.2017 als ersten Tag der Auslegung 

mitzählt, lag der Entwurf nur an sechs Arbeitsta-

gen aus. Da am Mittwoch die Gemeindeverwal-

tung geschlossen war, bleibt dieser Tag ohne Be-

rücksichtigung.  

Der Unwirksamkeit der §§ 1 und 5 der Haushalts-

satzung steht nach Auffassung des Gerichts 

schließlich nicht entgegen, dass § 58 Abs. 1 

SächsKomZG a. F. i. V. m. § 76 Abs. 1 Satz 3 Sächs-

GemO dem Schutz der Bürger und nicht der An-

tragstellerin dient. Das Oberverwaltungsgericht 

nimmt im Rahmen des Normenkontrollverfah-

rens eine objektive Rechtmäßigkeitskontrolle 

der angegriffenen Norm vor. Auf eine Verlet-

zung subjektiver Rechte des Antragstellers 

kommt es nicht an. 

 
Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 

Fachanwältin für Vergaberecht 
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OVG LSA zu Kosten eines Grundstücksanschlusses bei  

Umstellung vom Misch- auf Trennsystem 

Das Oberverwaltungsgericht des Landes Sach-

sen-Anhalt (OVG) hat mit Urteil vom 13.03.2025 

– 4 L 60/24 entschieden, dass dem öffentlichen 

Abwasserentsorger die Kosten eines neuen 

Grundstücksanschlusses bei Umstellung der Ab-

wasserentsorgung von einem Misch- auf ein 

Trennsystem zu erstatten sind. Der Entschei-

dung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 

Die Klägerin ist Eigentümerin eines Grundstücks, 

welches im Jahr 2004 mit einem Wohnhaus be-

baut und an die vor dem Grundstück verlaufene 

Mischwasserleitung angeschlossen wurde. Für 

den Grundstücksanschluss (ausschließlich) für 

die Schmutzwasserentsorgung wurde sie vom 

Beklagten zu einer Kostenerstattung herangezo-

gen. Über einen Anschluss für die Niederschlags-

wasserentsorgung verfügt das Grundstück 

nicht; das anfallende Niederschlagswasser versi-

ckert vollständig auf dem Grundstück. 

Nachdem neben die bestehende Mischwasser-

leitung im Zeitraum 2014/2015 eine neue Ab-

wasserleitung ausschließlich zur Schmutzwas-

serentsorgung errichtet worden war, wurde der 

Schmutzwasseranschluss des Grundstücks auf 

die neue Schmutzwasserleitung umgebunden. 

Die Klägerin wurde hierfür vom Beklagten mit 

dem streitgegenständlichen Bescheid zu einer 

(weiteren) Kostenerstattung herangezogen, der 

damit begründet wurde, dass die Änderung der 

Abwasserentsorgung von einem Mischsystem 

auf ein Trennsystem Kosten erspare. Zudem sei 

die Trennung auch wasserwirtschaftlich von 

Vorteil, da über einen Abschlag nun kein 

Schmutzwasser in das Gewässer gelangen 

könne. 

Das OVG wies die Klage ab und begründete dies 

wie folgt: Ändert der Entsorgungspflichtige im 

Rahmen des ihm zustehenden Ermessens Art, 

Umfang und Ausgestaltung der öffentlichen Ein-

richtung, die der Schmutzwasserentsorgung für 

den Pflichtigen dient, und ist deshalb unter an-

derem auch die Errichtung eines neuen Grund-

stücksanschlusses erforderlich, ist die Erstat-

tung der Kosten des neuen Grundstücksan-

schlusses - aufgrund der konkreten Nützlichkeit 

für das Grundstück - in der Regel gerechtfertigt. 

Dies gilt auch bei der im Rahmen des Organisati-

onsermessen des Entsorgungspflichtigen liegen-

den Umstellung der Abwasserentsorgung von 

einem Misch- auf ein Trennsystem, in dessen 

Folge der bisherige Grundstücksanschluss in die-

ser Form nicht beibehalten werden kann. 

Die Entscheidung ist auch für sächsische öffent-

liche Abwasserentsorger / Wasserversorger von 

Interesse. Nach § 33 Abs. 1 S. 1 SächsKAG können 

diese bestimmen, dass ihnen der Aufwand für 

die Erneuerung oder Veränderung der Haus- 

oder Grundstücksanschlüsse an Versorgungslei-

tungen und Abwasserbeseitigungsanlagen an-

stelle über Gebühren oder Beiträge gesondert zu 

ersetzen ist, soweit die Maßnahmen vom An-

schlussnehmer zu vertreten sind oder ihm 

dadurch Vorteile zuwachsen („konkreten Nütz-

lichkeit“). 

 

Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 

Fachanwältin für Vergaberecht 
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BGH: Fiktive Abrechnung der Reparaturkosten bei durchgeführter Reparatur 

In seinem Urteil vom 28.1.2025 - VI ZR 300/24 

hatte der Bundesgerichtshof über eine Revision 

gegen ein Urteil des Landgerichtes über die fik-

tive Schadensabrechnung von Reparaturkosten 

nach einem Verkehrsunfall zu entscheiden.  

Mit seiner Klage verlangt der Kläger u.a. Scha-

densersatz in Höhe fiktiver Reparaturkosten. Das 

beschädigte Fahrzeug ließ er während eines Ur-

laubs im Ausland sach- und fachgerecht reparie-

ren. Zu den Kosten der Reparatur macht er keine 

Angaben.  

Das Amtsgericht hat die Klage abgewiesen, da 

diese unschlüssig sei; der Kläger könne nur die 

im Ausland tatsächlich angefallenen Reparatur-

kosten verlangen, zu denen er aber nicht vorge-

tragen habe. Die Berufung des Klägers hatte teil-

weise Erfolg. Die Beklagte begehrt die Wieder-

herstellung des Urteils des Amtsgerichts. 

Der BGH bestätigt das landgerichtliche Urteil. 

Das Landgericht hat aufgrund der vom Kläger 

gewählten fiktiven Schadensabrechnung die Re-

paraturkosten rechtsfehlerfrei zugesprochen. 

Der Kläger war nicht verpflichtet, zu den tat-

sächlichen Kosten der Reparatur im Ausland  

vorzutragen. Die erforderlichen Kosten der Re-

paratur im Sinne des § 249 Abs. 2 Satz 1 BGB sind 

bei fiktiver 

Abrechnung grundsätzlich ohne Bezug zu den 

tatsächlichen Aufwendungen zu ermitteln. 

Richtschnur für den vom Schädiger nach § 249 

Abs. 2 Satz 1 BGB zu leistenden Ersatz sind nicht 

die vom Geschädigten tatsächlich aufgewende-

ten Reparaturkosten, sondern der zur Herstel-

lung erforderliche Geldbetrag, für dessen Ermitt-

lung im Rahmen der fiktiven Abrechnung Ge-

sichtspunkte, die eine tatsächlich durchgeführte 

Reparatur betreffen, grundsätzlich irrelevant 

sind. Der Kläger hat gerade die fiktive Abrech-

nung der Reparaturkosten gewählt und nicht 

selbst zu einer gleichwertigen, aber günstigeren 

Reparaturmöglichkeit in einer ihm mühelos und 

ohne Weiteres zugänglichen Werkstatt vorge-

tragen. Etwaige finanzielle Vorteile, die der in 

Deutschland wohnende Kläger durch die Repa-

ratur seines Fahrzeugs im Ausland erzielt hat, 

sind im Rahmen der fiktiven Schadensabrech-

nung nicht zu berücksichtigen. 

 

Anja Pauli 

Rechtsanwältin 
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Schäden bei Baggerarbeiten – Ansprüche des geschädigten Grundstückseigentümers 

aus § 823 BGB 

 

OLG München, Urteil vom 20.01.2025, Az. 17 U 

8292/21 

Das beklagte Tiefbauunternehmen führte auf ei-

nem Wohngrundstück Baggerarbeiten durch, in 

deren Folge ein auf dem Nachbargrundstück des 

Klägers im Boden verlegtes, 48 Meter langes Erd-

rohr beschädigt wurde. Zwischen dem Kläger 

und der Beklagten bestand kein Vertragsverhält-

nis. 

Zur Ermittlung der Schadenshöhe beauftragte 

der Kläger einen Bausachverständigen. Dieser 

kam zu dem Ergebnis, dass das beschädigte Rohr 

nicht abschnittsweise repariert, sondern voll-

ständig auf ganzer Länge ausgetauscht werden 

müsse. Für seine Tätigkeit stellte der Sachver-

ständige 1.300,00 € brutto in Rechnung. 

Die Haftpflichtversicherung des beklagten Un-

ternehmens war der Ansicht, dass eine Teilrepa-

ratur ausreichend sei und zahlte dafür einen ent-

sprechenden Betrag. Damit gab sich der Kläger 

nicht zufrieden. Er klagte auf Zahlung weiterer 

6.300,00 € – für den vollständigen Austausch des 

Rohres sowie die Sachverständigenkosten. 

Das Oberlandesgericht entschied in zweiter In-

stanz, dass das beklagte Unternehmen dem 

Grunde nach gemäß § 823 Abs. 1 BGB (uner-

laubte Handlung) haftet. Es hätte sich vor Be-

ginn der Arbeiten über die Existenz und den Ver-

lauf etwaiger Leitungen informieren müssen. 

Insbesondere hätte es sicherstellen müssen, 

dass der zu bearbeitende Baugrund frei von un-

terirdischen Leitungen ist. Ein bloßes Berufung 

auf Unkenntnis entlastet es nicht. 

Hinsichtlich der Schadenshöhe stellte das Ge-

richt jedoch klar, dass dem Kläger lediglich ein 

Anspruch in Höhe der Reparaturkosten zusteht. 

Nach den Feststellungen des vom Gericht be-

stellten Sachverständigen war eine vollständige  

Neuverlegung des Rohrs technisch nicht erfor-

derlich. Da das Rohr bislang nicht ausgetauscht 

wurde, ist der Schaden auf Basis der voraussicht-

lichen (fiktiven) Kosten zu bewerten – jedoch nur 

in Höhe der Nettoreparaturkosten. Eine fiktive 

Abrechnung hat das Gericht grundsätzlich für 

zulässig erachtet, solange der Geschädigte Ei-

gentümer der betroffenen Grundstücks ist. 

 

Bei der fiktiven Abrechnung werden die zur Be-

seitigung des Schadens erforderlichen Netto--

Reparaturkosten ersetzt, auch wenn die Repara-

tur tatsächlich (noch) nicht vorgenommen 

wurde. Allerdings ist der Schadensersatz auf den 

Betrag zu begrenzen, der für eine sachgerechte 

Instandsetzung notwendig ist.  

 

Die Kosten für den vom Kläger beauftragten Pri-

vatsachverständigen hat das Gericht hingegen 

zugesprochen. Es handele sich hierbei um einen 

sogenannten „Herausforderungsschaden“. Der 

Kläger durfte sich durch das Verhalten des be-

klagten Unternehmens veranlasst fühlen, ein 

Gutachten zur Schadenshöhe einzuholen. Das 

Gericht verwies insoweit auf die Rechtspre-

chung des Bundesgerichtshofs im Werkvertrags-

recht, wonach sich der Auftraggeber zur Einho-

lung eines Sachverständigen herausgefordert 

fühlen dürfte, wenn der Auftragnehmer die 

Mangelbeseitigung nicht vornimmt. 

 

Nele Harpke-Gläser 

Rechtsanwältin 
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Keine Haftung bei typischen Baustellenunebenheiten 

 

LG Koblenz, Urteil v. 31.01.2025, Az. 13 S 32/24 

In dem zugrunde liegenden Fall begehrte die Klä-

gerin – eine Privatperson – von einem Straßen-

bauunternehmen Schadenersatz und Schmer-

zensgeld. Die Beklagte hatte im Rahmen von Sa-

nierungsarbeiten eine Straße bearbeitet, die 

über keinen gesonderten Gehweg verfügte. Im 

Zuge der Bauarbeiten entstand eine sogenannte 

Fräskante – dabei handelt es sich um eine Hö-

henstufe, die beim Abtragen der oberen Asphalt-

schicht entsteht und einen Niveauunterschied 

zur angrenzenden Fahrbahn bildet. Die Klägerin 

stürzte an dieser Kante und zog sich dabei eine 

distale Radiusfraktur zu, also einen Bruch der 

Speiche im Bereich des Handgelenks. Die betref-

fende Straße war entsprechend den baubehörd-

lichen Vorgaben mit Warnschildern versehen. 

Die Klägerin ist jedoch der Auffassung, die Be-

klagte habe ihre Verkehrssicherungspflichten 

verletzt, da nicht gesondert auf die Fräskante 

hingewiesen wurde. 

Das Amtsgericht bejahte eine Verletzung der 

Verkehrssicherungspflicht durch das ausfüh-

rende Straßenbauunternehmen. Nach Auffas-

sung des Gerichts hätte die Beklagte – über die 

allgemeine Baustellenbeschilderung hinaus – 

durch ein zusätzliches Hinweisschild ausdrück-

lich auf die Unebenheiten aufmerksam machen 

müssen. Zugleich sah das Gericht in dem Verhal-

ten der Klägerin ein erhebliches Mitverschulden, 

das anspruchsmindernd berücksichtigt wurde. 

So hatte die Klägerin zuvor bereits eine erste 

Fräskante überwunden und musste daher mit 

weiteren Unebenheiten rechnen.  

Beide Parteien legten gegen das Urteil Berufung 

ein. Das Berufungsgericht wies die Klage voll-

ständig ab. Es verneinte das Vorliegen einer Ver-

kehrssicherungspflichtverletzung durch die Be- 

klagte. Grundsätzlich muss, wer eine Gefahren-

quelle schafft, zumutbare Maßnahmen ergrei-

fen, um Schäden für andere zu vermeiden. Eine 

Verkehrssicherungspflicht entsteht jedoch erst, 

wenn eine Gefahr selbst für aufmerksame Ver-

kehrsteilnehmer überraschend und nicht recht-

zeitig erkennbar ist. Maßgeblich sind dabei stets 

die konkreten Umstände – etwa gelten für Fuß-

gängerzonen andere Sicherungspflichten als für 

unwegsames Gelände. 

Im Bereich einer klar erkennbaren Baustelle 

müssen nicht alle Unebenheiten gesondert ge-

kennzeichnet werden – diese seien dort typi-

scherweise zu erwarten. Nach Ansicht des Ge-

richts war der Baustellenbereich im vorliegen-

den Fall ausreichend abgesichert. Eine Fräskante 

stelle eine übliche Unebenheit dar, mit der Fuß-

gänger im Baustellenumfeld rechnen müssten. 

Zudem befand sich die Sturzstelle auf einer we-

nig frequentierten, beschädigten Straße, die vor-

rangig dem Fahrzeugverkehr dient. Fußgänger 

durften hier keinen ebenen und hindernisfreien 

Weg wie in Fußgängerzonen erwarten. Da es 

dunkel war und keine durchgängige Straßenbe-

leuchtung bestand, hätte die Klägerin besonders 

aufmerksam sein müssen. Warnbaken mit Blink-

lichtern sowie ein deutliches Einfahrtsverbot 

wiesen zudem auf die Baustelle hin. Auch die ge-

nerellen Straßenschäden und das typische Er-

scheinungsbild von Bauarbeiten – etwa durch 

Fräsungen – stellten Anzeichen dafür dar, dass 

besondere Vorsicht geboten war. Angesichts 

dieser Umstände sah das Gericht die Verkehrssi-

cherungspflicht der Beklagten als erfüllt an. 

 

Nele Harpke-Gläser 

Rechtsanwältin 
 


